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Pensionsverpflichtung, Übertragung
Gewinnmindernde Rücklage bei Übernahme von Pensionsverpflichtungen statt Sofortversteuerung

BFH, Urteil vom 23.10.2024, Az. XI R 24/21

Der Fall:

Klägerin ist eine GmbH. Diese übernahm in 2014 einen neuen Mitarbeiter als Arbeitnehmer. Gleichzeitig übernahm
die Klägerin die Versorgungszusage, die dem Arbeitnehmer von dem früheren Unternehmen erteilt worden war. Im
Gegenzug dazu erhielt die Klägerin entsprechende Vermögenswerte (Lebensversicherung, Forderungen). Die
übertragenen Vermögenswerte überstiegen den bilanzierten Teilwert der Pensionsverpflichtung um rund 77.000 €.
Für diesen Übertragungsgewinn in Höhe von rund 77.000 € bildete die Klägerin eine Rücklage gemäß § 5 Abs. 7
Satz 5 Einkommensteuergesetz (EStG) und löste diese in den folgenden Streitjahren auf.

Im Zuge einer Außenprüfung gelangte das Finanzamt (FA) zu dem Ergebnis, dass die Rücklagenbildung unzulässig
gewesen sei und erhöhte den Gewinn entsprechend. Die dagegen gerichtete Klage hatte Erfolg.

Das Urteil:

Der BFH wies die Revision des FA als unbegründet zurück. Er führte zunächst aus, dass im Streitfall ein
Übertragungsgewinn stattgefunden hat. So bestimmt § 5 Abs. 7 Satz 1 EStG, dass übernommene Verpflichtungen,
die besonderen Ansatzvorschriften unterliegen (wie z.B. § 6a EStG) und in denen deshalb stille Lasten liegen, beim
Übernehmer so zu bilanzieren sind, wie sie beim ursprünglichen Verpflichteten ohne Übernahme zu bilanzieren
wären.

Das bedeutet: Der Übernehmer übernimmt den Bilanzansatz und damit auch die stillen Lasten des ursprünglich
Verpflichteten.

Erhält dann der Übernehmer Wirtschaftsgüter zum Ausgleich der Übernahme der Pensionsverpflichtung, übersteigt
deren Teilwert in der Regel die bilanzierte Pensionsverpflichtung. Damit werden die stillen Lasten ausgeglichen.
In Höhe der Differenz erzielt der Übernehmer einen Übernahmegewinn. Dieser ist gemäß § 5 Abs. 7 Satz 5 EStG
durch eine gewinnmindernde Rücklage zunächst zu kompensieren und in den 14 Folgejahren aufzulösen.

Umstritten war im Streitfall, ob eine gewinnmindernde Rücklage auch bei der Übernahme von
Pensionsverpflichtungen Anwendung findet. Denn das Gesetz regelt die Übernahme der stillen Lasten beim
Übernehmer in § 5 Abs. 7 Sätze 1 bis 3 und 5 EStG. Die Übernahme der Pensionsverpflichtungen ist aber in Satz 4
geregelt. Das FA vertrat demzufolge die Ansicht, dass der Gesetzeswortlaut die gewinnmindernde Rücklage nicht für
den Fall des Satzes 4, also bei Übernahme der Pensionsverpflichtung gegen Vermögenswerte, vorsieht. Folge wäre
die Sofortversteuerung des Übernahmegewinns.

Dem folgte der BFH nicht. Er war der Ansicht, dass Satz 4 einen Unterfall der zuvor genannten Beispiele (Sätze 1
bis 3) darstellt. Auch bei einer Pensionszusage handelt es sich um eine übernommene Verpflichtung, die beim
ursprünglichen Verpflichteten Ansatzbeschränkungen (§ 6a EStG) unterliegt. Es liegt also ein Anwendungsfall des
Satzes 1 vor. Satz 4 bestimmt lediglich eine besondere Bewertungsvorschrift, schließt aber nicht die Anwendung
einer gewinnmindernden Rücklage aus.

Konsequenzen:

Der Regelungsmechanismus des § 5 Abs. 7 EStG gilt für den Erwerber einer Verbindlichkeit, die mit stillen Lasten
belastet ist. Hier schreibt das Gesetz eine Bildung einer gewinnmindernden Rücklage vor, die in den folgenden
14 Jahren aufzulösen ist.

Eine entsprechende Regelung findet sich in § 4f EStG für den Übergeber der Verbindlichkeit. Bei diesem entsteht in
der Regel ein Übergabeverlust, da die zur Übernahme der Verbindlichkeit hingegebenen Wirtschaftsgüter den
bilanzierten Wert der Verbindlichkeit übersteigen. Auch hier darf der Verlust nicht sofort abgezogen werden, sondern
ist in eine gewinnmindernde Rücklage einzustellen, die ebenfalls in 14 Jahren aufzulösen ist.

Der BFH hat mit vorstehendem Urteil nunmehr klargestellt, dass die Übernahme einer Pensionsverpflichtung, die in
§ 5 Abs. 7 Satz 4 EStG separat geregelt ist, ebenfalls diesem Mechanismus unterliegt.
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